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Dringlichkeitsantrag 

der Abgeordneten Markus Rinderspacher, Horst Ar-
nold, Franz Schindler, Alexandra Hiersemann, Flo-
rian Ritter, Inge Aures, Volkmar Halbleib, Nata-
scha Kohnen, Hans-Ulrich Pfaffmann, Helga 
Schmitt-Bussinger, Dr. Simone Strohmayr und 
Fraktion (SPD) 

Sicherheitskonzept der Justiz im Zusammenhang 
mit dem G7-Gipfel 

Der Landtag wolle beschließen: 

Vor dem Hintergrund der dienstlichen Teilabordnung 
von 104 Richterinnen und Richtern von Amtsgerichten 
des Landgerichtsbezirks München II an das Amtsge-
richt München und das Amtsgericht Garmisch-
Partenkirchen durch das Oberlandesgericht München 
und der vorgesehenen Abordnung von weiteren Rich-
terinnen und Richtern im Zusammenhang mit dem 
G7-Gipfel zum Zweck der Bewältigung justizieller 
Aufgaben im Zusammenhang mit dem G7-Gipfel in 
Elmau wird die Staatsregierung aufgefordert, dem 
Landtag zu den nachfolgenden Fragen jeweils zu 
berichten: 

1. Wie begründet die Staatsregierung die den Ab-
ordnungen zugrunde liegenden Erwartungen be-
züglich eines etwaigen Dienstaufkommens der 
Richterinnen und Richter im Zusammenhang mit 
dem G7-Gipfel? 

2. Wie trägt die Staatsregierung dafür Sorge, dass 
die Voraussetzungen des Rechts auf den gesetz-
lichen Richter nach Art. 101 Abs. 1 Satz 2 des 
Grundgesetzes, Art. 86 Abs. 1 Satz 2 der Verfas-
sung, § 16 Satz 2 des Gerichtsverfassungsgeset-
zes transparent erfüllt werden? 

3. Wie sieht das justizielle Sicherheitskonzept be-
züglich des zu erwartenden Dienstaufkommens 
auch für die Staatsanwaltschaften und die Ser-
vicedienste (Schreibkräfte, Geschäftsstellen, Ur-
kundsbeamte etc.) aus?  

4. Wie hoch beziffert die Staatsregierung die sich 
aus den Abordnungen von Richtern und Staats-
anwälten insgesamt entstehenden Mehrkosten für 
den Justizhaushalt? 

Begründung: 

Laut Antwort der Staatsregierung auf die Anfrage zum 
Plenum des Abgeordneten Ritter vom 13. April 2015 
erfordere der G7-Gipfel in Elmau auch im Bereich der 
Justiz einen erhöhten Personaleinsatz. Gerichtliche 
Entscheidungen könnten insbesondere bei strafrecht-
lich relevantem Verhalten zur Klärung der Untersu-
chungshaft nach der Strafprozessordnung und für 
Freiheitsentziehungen auf Basis des Polizeiaufgaben-
gesetzes erforderlich werden. Deshalb sollen Richte-
rinnen und Richter sowohl an das Amtsgericht Mün-
chen, das grundsätzlich für Untersuchungshaft nach 
der Strafprozessordnung zuständig sein soll, als auch 
an das Amtsgericht Garmisch-Partenkirchen, das bei 
einem Großteil der Fälle nach dem Polizeiaufgaben-
gesetz örtlich zuständig sei, teilabgeordnet werden. 
Bisher seien durch das Oberlandesgericht München 
104 Richterinnen und Richter, die von allen Amtsge-
richten des Bezirks des Landgerichts München II 
stammten, vorsorglich teilabgeordnet worden. Insge-
samt sei die Abordnung von ca. 110 Richterinnen und 
Richtern vorgesehen.  

Die hohe Zahl der Abordnungen wirft die Frage auf, 
welches strafrechtlich relevante Geschehen die 
Staatsregierung im Zusammenhang mit dem G7-
Gipfel erwartet. Unabhängig hiervon muss das Recht 
auf den gesetzlichen Richter gemäß Art. 101 Abs. 1 
Satz 2 GG, Art. 86 Abs. 1 Satz 2 BV, § 16 Satz 2 
GVG jederzeit gewährleistet werden. 



Die Dringlichkeitsanträge auf den Drucksachen 17/6214 bis 17/6219 und 17/6232 wer-

den in die zuständigen federführenden Ausschüsse verwiesen.

(...)

Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Ich gebe jetzt das Ergebnis der namentlichen Ab-

stimmung über den nachgezogenen Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Hubert Ai-

wanger, Florian Streibl, Dr. Hans-Jürgen Fahn und anderer und Fraktion (FREIE

WÄHLER) betreffend "Menschenwürde achten, Flüchtlingsdramen nachhaltig verhin-

dern", Drucksache 17/6236, bekannt. Mit Ja haben gestimmt 15, mit Nein haben ge-

stimmt 90, enthalten haben sich 52 Abgeordnete. Damit ist der Dringlichkeitsantrag

abgelehnt.

(Abstimmungsliste siehe Anlage 4)
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Beschlussempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Verfassung, Recht und Parlamentsfragen 

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Markus Rinderspacher, 
Horst Arnold, Franz Schindler u.a. und Fraktion (SPD) 
Drs. 17/6217 

Sicherheitskonzept der Justiz im Zusammenhang mit dem G7-
Gipfel 

I. Beschlussempfehlung: 

A b l e h n u n g  

Berichterstatter: Franz Schindler 
Mitberichterstatter: Dr. Franz Rieger 

II. Bericht: 

1. Der Dringlichkeitsantrag wurde dem Ausschuss für Verfas-
sung, Recht und Parlamentsfragen federführend zugewiesen. 
Weitere Ausschüsse haben sich mit dem Dringlichkeitsantrag 
nicht befasst. 

2. Der federführende Ausschuss hat den Dringlichkeitsantrag in 
seiner 33. Sitzung am 23. April 2015 beraten und mit folgen-
dem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 SPD: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

Franz Schindler 
Vorsitzender 
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Beschluss 

des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sitzung beraten und 
beschlossen: 

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Markus Rinderspacher, 
Horst Arnold, Franz Schindler, Alexandra Hiersemann, Florian 
Ritter, Inge Aures, Volkmar Halbleib, Natascha Kohnen, Hans-Ul-
rich Pfaffmann, Helga Schmitt-Bussinger, Dr. Simone Strohmayr 
und Fraktion (SPD) 

Drs. 17/6217, 17/6800 

Sicherheitskonzept der Justiz im Zusammenhang mit dem G7-
Gipfel 

A b l e h n u n g  

Die Präsidentin  

I.V. 

Reinhold Bocklet 

I. Vizepräsident 

 



Redner zu nachfolgendem Tagesordnungspunkt

Präsidentin Barbara Stamm



Präsidentin Barbara Stamm: Ich rufe Tagesordnungspunkt 5 auf:

Abstimmung

über Anträge, die gemäß § 59 Abs. 7 der Geschäftsordnung nicht einzeln 

beraten werden (s. Anlage 1)

Hinsichtlich der jeweiligen Abstimmungsgrundlagen mit den einzelnen Voten der Frak­

tionen verweise ich auf die Ihnen vorliegende Liste.

(Siehe Anlage 1)

Wer mit der Übernahme seines Abstimmungsverhaltens bzw. dem jeweiligen Abstim­

mungsverhalten seiner Fraktion entsprechend der aufgelegten Liste einverstanden ist, 

den bitte ich um das Handzeichen. – Danke schön. Gegenstimmen bitte ich anzuzei­

gen. – Keine. Stimmenthaltungen? – Auch keine. Damit übernimmt der Landtag diese 

Voten.

Protokollauszug
47. Plenum, 18.06.2015 Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode 1

descendant::redner[beitrag/@typ='Aufruf TOP']/@link


Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 1
zur 47. Vollsitzung am 18. Juni 2015



Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 1
zur 47. Vollsitzung am 18. Juni 2015



Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 1
zur 47. Vollsitzung am 18. Juni 2015



Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 1
zur 47. Vollsitzung am 18. Juni 2015



Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 1
zur 47. Vollsitzung am 18. Juni 2015



Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 1
zur 47. Vollsitzung am 18. Juni 2015



Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 1
zur 47. Vollsitzung am 18. Juni 2015


	Deckblatt
	Initiativdrucksache 17/6217 vom 21.04.2015
	Plenarprotokoll Nr. 43 vom 22.04.2015
	Beschlussempfehlung mit Bericht 17/6800 des VF vom 23.04.2015
	Beschluss des Plenums 17/7120 vom 18.06.2015
	Plenarprotokoll Nr. 47 vom 18.06.2015

